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1. Unser Leitantrag der Woche: „Keine Erbschaftsteuererhöhung durch die 
Hintertür“  

I. Sachverhalt  

Die Ampel plant mit dem Jahressteuergesetz 2022 die steuerliche Bewertung von 
Immobilien und Grundstücken zum Jahreswechsel zu ändern, ohne jedoch die 
Freibeträge bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer anzupassen. Damit droht in 
vielen Fällen eine höhere Erbschaft- und Schenkungsteuer. Betroffen sind alle 
Immobilienarten: Wohnungen, Häuser und auch Grundstücke. Diese Pläne der 
Ampel sorgen für erhebliche Unruhe in der Bevölkerung. 

II. Unsere Position  

Die Pläne der Ampel bedeuten eine Steuererhöhung durch die Hintertür. Hinzu 
kommt, dass in vielen Regionen Deutschlands schon jetzt die allgemeinen 
Freibeträge angesichts der stark gestiegenen Immobilienwerte nicht mehr 
ausreichen, um ein Elternhaus steuerfrei zu erben. Dabei geht es um ganz normale 
Einfamilienhäuser.  

Die Freibeträge bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer wurden zuletzt 2009 
erhöht. Deshalb fordern wir die Bundesregierung auf, die notwendig gewordene 
Neubewertung von Immobilien mit einer substanziellen Erhöhung der 
allgemeinen Freibeträge zu verknüpfen. Angesichts dramatisch gestiegener 
Immobilienpreise ist eine Erhöhung der allgemeinen Freibeträge um 65 % geboten. 
Eine Neuregelung noch in diesem Jahr ist nicht zwingend. Wenn eine Erhöhung 
der Freibeiträge nicht in diesem Jahr umgesetzt werden kann, dann muss die 
Ampel die steuerlichen Pläne ebenfalls verschieben. Zusätzlich sollen auch im 
Bundesrat thematisierte Maßnahmen wie eine Regionalisierung der Freibeträge 
aufgegriffen werden. Geboten ist auch eine regelmäßige Evaluierung der 
bewertungsrechtlichen Wertansätze für Grundvermögen. 

 

III. Sprachempfehlung 

Steuererhöhungen durch die Hintertür lehnen wir ab. Wir wollen stattdessen, dass 
das Elternhaus in der Familie weiterhin steuerfrei vererbt werden kann. Hierzu 



 

bedarf es aufgrund der Verteuerung von Immobilien einer substanziellen 
Erhöhung der Freibeträge im Rahmen der Erbschafts- und Schenkungsteuer. 
Zusätzlich setzen wir uns für eine Regionalisierung der Freibeträge ein, um 
örtlichen Unterschieden in der Wertentwicklung gerecht zu werden.  

2. Fraktionsübergreifender Antrag „Holodomor in der Ukraine: Erinnern – 
Gedenken – Mahnen“ zur Anerkennung des Holodomor als Völkermord  

I. Kurzeinschätzung  

In dieser Woche begeht die Ukraine den 90. Jahrestag des Holodomor. In den 
Jahren 1932/1933 fielen Millionen von Ukrainern dem Hungertod zum Opfer – 
ausgelöst durch Entscheidungen der sowjetischen Führung unter Josef Stalin zur 
Bekämpfung politischer Gegner. Im Zuge dessen verhungerten schätzungsweise 
über 3 Millionen Menschen. Zum 90. Jahrestag dieses historischen Verbrechens 
soll mit einem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und der FDP gedacht werden und die politische Anerkennung des 
Holodomor als Völkermord erreicht werden.  
 
II. Unsere Position  

Zahlreiche Historiker und Völkerrechtler teilen die Einschätzung, dass der 
Holodomor die materiellen Bedingungen für einen Völkermord nach Art. 4 der 
Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes erfüllt. Der 
Deutsche Bundestag ist kein historisches oder juristisches Gremium. Ähnlich wie 
bei der Anerkennung des Völkermordes an den Armeniern, kommt dem Deutschen 
Bundestag aber eine besondere politische Verantwortung im Rahmen der 
Erinnerungskultur zu. Mit der Anerkennung des Holodomor als Völkermord erfüllt 
der Bundestag diese Verantwortung und verurteilt eines der größten 
stalinistischen Verbrechen. Auch mit Hinblick auf den völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine ist das Gedenken an den Holodomor ein 
wichtiges Zeichen der Solidarität mit der Ukraine.  
 
III. Sprachempfehlung  

Am 90. Jahrestag des Holodomor gedenken wir den über 3 Millionen Ukrainern, 
die diesem stalinistischen Gewaltverbrechen zum Opfer gefallen sind. Gezielter 
Hunger und Vertreibung waren die Instrumente Stalins zur Durchsetzung seines 
politischen Ziels: dem Ende der ukrainischen Nation. Der Deutsche Bundestag ist 
weder Richter noch Historiker. Doch mit der Anerkennung des Holodomor als 
Völkermord wird der Deutsche Bundestag an diesem Jahrestag ein wichtiges 
geschichtspolitisches Zeichen setzen, so wie zahlreiche Parlamente weltweit dies 
bereits getan haben.  
 
 
 
 



 

3. Aktuelle Stunde: „Pläne der Bundesregierung zur schnelleren 
Einbürgerung“  

I. Kurzeinschätzung  

Die Bundesregierung plant eine Reform des Staatsangehörigkeitsrechts und will 
dabei insbesondere die Voraussetzungen für die Einbürgerung – also den Erhalt 
des deutsches Passes - absenken. Die bisherige Staatsangehörigkeit soll bei der 
Einbürgerung stets beibehalten werden können. Der Doppelpass wird zukünftig 
also der Regelfall. Darüber hinaus werden die Fristen für die Einbürgerung 
verkürzt: Ein rechtmäßiger Aufenthalt im Inland von zukünftig nur fünf Jahren, bei 
besonderen Integrationsleistungen sogar nur drei Jahren, soll genügen. Bisher 
beträgt die Frist in der Regel acht Jahre. 

Die Optionspflicht – also die Entscheidung für oder gegen die deutsche 
Staatangehörigkeit nach Volljährigkeit – für in Deutschland geborene Kinder mit 
doppelter Staatangehörigkeit soll entfallen. Diese Kinder können ihre doppelte 
Staatsangehörigkeit also immer behalten. Im Inland geborene Kinder 
ausländischer Eltern sollen die deutsche Staatsangehörigkeit zukünftig 
automatisch durch Geburt erwerben, wenn ein Elternteil seit fünf Jahren seinen 
rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat (bislang acht Jahre).  

Darüber hinaus macht die Ampel weitere Abstriche bei den 
Integrationsanforderungen:  Bei Personen über 67. Jahre wird das Erfordernis der 
Sprachkenntnisse abgesenkt, die Fähigkeit zur „mündlichen Verständigung“ soll 
zukünftig ausreichen. Auch das Kriterium der „Einordnung in die deutschen 
Lebensverhältnisse“ in § 8 StAG soll aufgehoben und durch konkrete 
Ausschlussgründe ersetzt werden. 

II. Unsere Position  

Es ist gut und richtig, dass Einwanderer, die längere Zeit in Deutschland leben, die 
deutsche Staatsangehörigkeit erlangen wollen. Wichtig ist aber:  Die Einbürgerung 
steht am Ende eines erfolgreichen Integrationsprozesses – und nicht am Anfang.   

Mit der deutschen Staatsangehörigkeit sind grundlegende Rechte in unserem 
demokratischen Gemeinwesen verbunden. Die Staatsangehörigkeit ist zudem das 
stärkste Aufenthaltsrecht. Unsere Staatsangehörigkeit kann grundsätzlich nicht 
wieder entzogen werden. Deshalb ist es richtig, bei der Einbürgerung mit 
Augenmaß vorzugehen. Der Wert unserer Staatsangehörigkeit darf nicht 
verwässert werden. 

Nach aktuellem Recht erhalten Ausländer regelmäßig nach acht Jahren, bei 
besonderen Integrationsleistungen (z.B. gute Sprachkenntnisse, besonders gute 
schulische oder berufliche Leistungen, bürgerschaftliches Engagement) nach 
sechs Jahren den deutschen Pass. Mit den Plänen der Ampel hingegen wird der 
deutsche Pass ein Stück weit entwertet: Wenn der Pass demnächst auch ohne 
besondere Integrationsanforderungen schon nach 5 Jahren zu erhalten ist, sinkt 
der Anreiz, über den Pass hinaus auch Teil der Gesellschaft zu werden.  



 

III. Sprachempfehlung  

Wir sehen keinen Bedarf an einer Reform des Staatsangehörigkeitsrechts. 
Grundsätzlich gilt: Die Einbürgerung steht am Ende eines erfolgreichen 
Integrationsprozesses – und nicht am Anfang. Integration ist in einem 
Einwanderungsland wie Deutschland sehr wichtig, denn über 12 Mio. Ausländer 
leben in Deutschland und über 22 Mio. Menschen haben Migrationshintergrund. 
Nur mit gelungener Integration halten wir unsere Gesellschaft zusammen. Der 
deutsche Pass soll Ansporn für Integrationsleistung sein und kein Dokument zur 
freihändigen Vergabe werden.   

 

Falls Rückfragen bestehen oder Sie in den E-Mailverteiler des Blitz-Briefings 
aufgenommen werden möchten, schreiben Sie gerne eine E-Mail an 
blitzbriefing@cducsu.de. 


